
Vorschläge zur Konzeption des berufsethischen Unterrichts 
im Spannungsfeld zwischen polizeilichem Handeln 

und politischer Entscheidung•:-

vo N WALTER SPARN 

1. Der berufsethische Unterricht in den nichtmi­
litärischen Verbänden stellt ein ethisches Trai­
ning dar, in dem am Material der gegebenen 
beruflichen Praxis ethische Evidenz hergestellt 
werden soll. Ethische Evidenz ist dann erreicht, 
wenn die äußeren Bedingungen und Erforder­
nisse des Handelns und seine inneren Beweg­
gründe und Ziele vermittelt sind. Ein solches 
konkretes Sollen ist im polizeilichen Dienst 
dann erreicht, wenn dessen Legalität in einem 
von dem einzelnen Polizisten erkannten und 
akzeptierten Zusammenhang mit seiner gesell­
schaftlichen Legitimität steht. Es würde ver­
wirklicht, wenn der einzelne also individuell 
und öffentlich zugleich handelt. 

Der berufsethische Unterricht hat im Blidt auf 
die zukünftige berufliche Praxis die Aufgabe, 
Handlungsgewißheit und dann überhaupt die 
Fähigkeit motivsicherer und zielsicherer Pflicht­
erfüllung herzustellen. Die Handlungshem­
mung, die die Problematisierung der beruflichen 
Praxis selbstverständlich bedeutet und auch be­
zwedtt, hat den praktischen Zwedt, die Fähig­
keit desto sichereren, weil selbst begründeten 
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Handelns freizusetzen. Ethische Probleme zu 
erzeugen oder einzuführen, kann nicht die 
direkte Absicht sein. Daher kann der berufs­
ethische Unterricht auch nicht unmittelbar in 
christlicher Verkündigung oder in gesellschafts­
politischer Aktivität bestehen, so sehr beides 
mittelbar dienstlich sein mag, bestehende be­
rufsethische Probleme namhaft zu machen und 
zu lösen. 

2. Mit der genannten Zielsetzung dient der 
beruf:sethische Unterricht der Stabilisierung der 
Träger des polizeilichen Handelns, d. h. der In­
tegration ihres persönlichen Gewissens. Das be­
deutet allerdings nicht die unmittelbare Beja­
hung des jeweiligen empirischen Bestandes an 

Grundsätzen, Beweggründen und Wünschen, be­
deutet nicht das einfache Festschreiben der in 
der bisherigen Sozialisation verinnerlichten 
Werte und Ziele. Es bedeutet aber wohl den 
Aufbau des Gewissens in dem funktionalen Sin­
ne, in dem dies die biographische Einheit der 
Persönlichkeit angesichts der Variabilität der 
Prinzipien ihres Handelns und des abweichen­
den Verhaltens garantiert. 

(,.Gewissen« besagt hier nicht den Inbegriff 
einer Reihe von Handlungsnormen, sie sei aus 
dem •Naturrecht« oder aus dem •Gesetz 
Christi« genommen, sondern, eine Ebene tiefer, 
die Einheit von Norm und Verhalten bei ver-



änderlidten Normen und abweidtendem Ver­
halten. Es geht ja um die Integration der Per­
sönlidtkeit angesidtts strittiger moralisdter Wer­
te und angesidtts unvorhersehbaren Verhaltens 
in Konflikten!) 

3. Der berufsethisdte Unterridtt sollte daher 
moralisdte Imperative nidtt eintragen, sondern 
sollte Gewissensentscheidungen vorbereiten hel­
fen. Diese Vorbereitung besteht materiell in der 
Urteilsbildung über die moralisdten Normen 
(Ziele, Werte), die im polizeilidten Handeln be­
ansprudtt oder betroffen sind, und über die 
Art und Weise, wie diese Normen jeweils ver­
wirklidtt sind. Damit sind vor allem drei Auf­
gaben gestellt: 

(1) Eine Analyse der gesellschaftlichen 
Situation im Blidt auf den darin faktisdt aus­
gebildeten bzw. sidt fortwährend weiterbilden­
den moralischen Konsens, also im Blidt auf ge­
sellsdtaftlidte Legitimität. Denn unbesdtadet 
der Tatsadte, daß die überlieferten, statutarisdt 
expliziten moralisdten Werte partikularisiert, 
differenziert und subjektiviert werden, d. h. an 
allgemeiner Verbindlidtkeit verlieren, sind dodt 
im gesellsdtaftlidten Leben bestimmte gegensei­
tige Erwartungen und Ansprüdte der indivi­
duellen und kollektiven Handlungsträger ge­
genwärtig - zwar nur implizit, funktional und 
variabel, nidttsdestoweniger äußerst effektiv. 

(2) Eine Analyse der legislativen Situation 
im Blidt auf die moralisdten Werte, die in der 
positiven Gesetzgebung und ihrer administrati­
ven Durdtführung unterstellt und beansprudtt 
werden. Diese Analyse der politisdten Legiti­
mität ist möglidt und notwendig, weil unsere 
Gesetzgebung insofern selber ein moralisdtes 
Element enthält, als sie sidt grundgesetzlidt 
gegenüber bestimmten, der staatlidten Redtts­
sdtöpfung gerade entzogenen •Redtten«, d. h. 
Werten und Zielen des sozialen Lebens ver­
pflidttet und damit selbst relativiert hat. Es 
geht hier also um die Frage, inwieweit die Ge­
setzgebung, deren Vollzug die unmittelbare 
Aufgabe des polizeilidten Handelns ist, ihre ei­
genen grund- und mensdtenredttlidten Prinzi­
pien verwirklidtt. 

(3) Die Wahrnehmung der zeitlidten und 
sadtlidten Differenz nidtt nur zwisdten der mo­
ralisdten Forderung, die ein gesellschaftlidter 
Zielwert darstellt, und der staatlidten Gesetz-

gebung, sondern audt zwisdten der Gesetzge­
bung und dem aktuellen Stand des gesellsdtaft­
lidten Lebens selbst. Wie audt die jüngste Er­
fahrung zeigt, wird das moralisdte Element des 
Politisdten unwirksam oder totalitär, wenn es 
abstrakt postuliert und der Wirklichkeit nur 
negativ entgegengesetzt wird. Speziell für das 
polizeiliche Handeln ist klar, daß die aktuelle 
Sicherheitslage nidtt nur tedtnisch, sondern auch 
legislatorisch nie völlig abgededtt werden kann. 
Die Einsicht, daß der Abstand zwischen For­
derung und Verwirklichung zwar vielleicht ver­
kürzt werden kann, also soldter aber unum­
gänglich bleibt, ist ein wichtiges Motiv für die 
Tugend der Geduld, des Aushaltens der Dis­
krepanz zwisdten den aktuellen Forderungen 
des gesellschaftlidten Lebens und den länger­
fristig geltenden staatlidten Gesetzen, über­
haupt zwischen Freiheit und Sidterheit. 

(4) Die Rolle des Pfarrers im berufsethischen 
Unterricht der Polizei ist zunädtst die eines 
Auslegers sowohl der bestehenden Legalität als 
auch der jeweiligen Legitimität gegenüber den 
Vollzugsbeamten im Blidt auf deren berufliche 
Praxis. Allerdings ist diese Interpretation nicht 
einfach feststellender, sondern konstruktiver 
Art, weil sie Perspektive und Kriterien immer 
auch schon mitbringt; wo diese dtristlicher Her­
kunft sind, z. B. der langfristigen religiösen Er­
fahrung des Menschen entstammen, sollte das 
auch zum Ausdrudt gebracht und in seiner 
Sachlichkeit geredttfertigt werden. 

Darüber hinaus hat die Absidtt, für die Mo­
ralität des Politisdten und seines polizeilichen 
Sdtutzes und für das unumgängliche Realisie­
rungsdefizit zu sensibilisieren, selber ein mora­
lisches Motiv. Die Arbeit an einem ethischen, 
das bloß ,negative< Zusammenstimmen der 
wechselseitigen Ansprüche der sozialen Inter­
aktion positiv unterfangenden Konsens über 
die Zielwerte des gesellsdtaftlichen Lebens ist 
vermutlidt erst vor dem Hintergrund des 
dtristlichen Glaubens verheißungsvoll. 

Schließlich ist der Pfarrer als Seelsorger ge­
fordert, wo der berufsethisdte Unterridtt zum 
Aufbau der persönlidten Identität des Poli­
zisten beitragen soll. Dies betriffi vor allem die 
Einübung der Untersdteidung zwisdten der 
Rechtfertigung des Menschen vor Gott und der 
Redttfertigung des Handelns vor den Men-
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sehen, betriffi also die Entlastung von falschem 
Recbtfertigungszwang (vgl. die schiefe Kon­
frontation des menscbenrecbtlicben Freiheits­
postulates und der Meldepflicht). Das Entspre­
chende gilt für die Unterscheidung zwischen 
Sünde und begrenzter moralischer Schuld bzw. 
Schuldgefühlen, die z. B. aus der Diskrepanz 
zwischen der Teilnahme am Vollzug der staat­
lichen Gesetze und dem gesellschaftlichen Er­
wartungsdrmk entstehen, dem sieb der Voll-
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zugsbeamte ausgesetzt sieht, insbesondere wenn 
er ihn selbst auch bejaht (vgl.Beispiel Kernkraft­
werke). Erst aufgrund dieser Unterscheidungen 
kann die Ausgeglichenheit zwischen Verant­
wortungs-, Konflikt-, Schuldfähigkeit und Ver­
antwortungs-, Konflikt-, Schuldzumutung be­
wahrt oder hergestellt werden, die für die Per­
sönlichkeitsintegration gerade der Vollzugsbe­
amten wesentlich ist. 
Dr. Walter Sparn 3400 Göttingen 


